
Die Spitzen des Monopolkapi­
tals in der BRD bedienen sich 
darüber hinaus eines ganzen 
Systems von Einflußmöglich­
keiten auf die Gesetzgebung. 
Die Hauptrichtung dieser Ein­
flußnahme führt sogar nicht 
einmal über das Parlament, 
sondern über die Exekutive. 
Nicht zuletzt deshalb gehen 
die meisten Gesetzesinitiativen

im Bundestag von der Regie­
rung aus. Diese Gesetzesvor­
lagen sind, ehe sie ins Parla­
ment und an die Öffentlichkeit 
gelangen, von der Ministerial- 
bürokratie längst mit den Spit­
zen der Unternehmerverbände, 
der Großbanken und Konzerne 
— oft bis ins Detail — vorbera­
ten.
So sichern sich zum Beispiel 
die BRD-Rüstungskonzerne 
wie Thyssen (Panzer- und 
Geschützproduktion), Flick 
(Kampfpanzer-, Geschütz- und 
Munitionsproduktion), Messer- 
schmitt-Bölkow-Blohm GmbH 
(Flugzeug- und Raketenbau) 
und andere durch direkte Ver­
handlungen mit dem Bonner 
Bundeswehrministerium ihren 
Anteil an Rüstungsaufträgen.

Die DKP führt gemeinsam mit 
anderen demokratischen Kräf­
ten einen konsequenten Kampf 
gegen die reaktionären Bestre­

in vielen Fällen geben die 
Monopolverbände durch ihre 
direkt an die Exekutive ge­
sandten Eingaben und Geset­
zesvorschläge den Anstoß für 
Gesetzesinitiativen. Eine beson­
dere Rolle spielt dabei der 
„Bundesverband der Deutschen 
Industrie“ (BDI).
Es ist ein typisches Merkmal 
des staatsmonopolistischen Ka­

den so häufig beschworenen 
Grundsätzen der Rechtsstaat­
lichkeit zu vereinbaren sind.
Die Kommunisten erklären, 
daß dieser Entwicklung nur 
Einhalt geboten werden kann, 
wenn der beherrschende Ein­
fluß des Großkapitals auf Wirt­
schaft und Staat, auf Parla­
ment und Gesetzgebung in der 
BRD zurückgedrängt wird.
Um zu erreichen, daß endlich 
auch in der BRD das werktä­
tige Volk Einfluß auf die Ge­
setzgebung erhält, hat die DKP 
allen demokratischen Kräften 
vorgeschlagen, gemeinsam da­
für einzutreten, daß
# alle wichtigen Gesetzent­
würfe öffentlich zur Diskussion 
gestellt werden;
# Vorschläge und Gutachten 
der Gewerkschaften bei allen 
wesentlichen Gesetzen zu be­
rücksichtigen sind;
# die Bevölkerung der BRD 
das Recht erhalten muß, über 
entscheidende Fragen durch 
Volksbegehren und Volksent­
scheide selbst zu entscheiden;
0 Beraterverträge und andere 
finanzielle Einflußnahmen des 
Großkapitals auf Abgeordnete 
konsequent zu unterbinden 
sind und
£ in der Verfassung die Mög­
lichkeit einer Abberufung von 
Parlamentariern verankert 
wird.
Das wären nach Meinung der 
DKP erste Schritte, um der 
Bevölkerung ein Mitsprache­
recht, eine demokratische Mit­
wirkung an der Gesetzgebung 
zu erkämpfen.
Dabei bleibt es nach wie vor 
eine unumstößliche Tatsache, 
daß ein wirksamer Einfluß der 
Werktätigen in Wirtschaft, 
Staat und Gesellschaft letzt­
lich nur dort möglich ist, wo 
die arbeitenden Menschen 
selbst reale wirtschaftliche und 
politische Macht besitzen.
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Im Kampf gegen die Arbeiterbewegung tritt der Imperialismus die 
demokratischen Rechte und Freiheiten mit Füßen, wendet er offene 
Gewalt, immer grausamere Methoden des Polizeiterrors und seine 
arbeiterfeindliche Gesetzgebung an. Zur Wahrung seiner Interessen 
bedient er sich ebenso der Demagogie und des bürgerlichen Refor­
mismus, der opportunistischen Ideologie und Politik. Er sucht ständig 
nach neuen Methoden, um die Arbeiterbewegung von innen heraus 
zu untergraben, und versucht, sie in das System des Kapitalismus zu 
„integrieren".

(Aus dem Dokument der Internationalen Beratung der kommunistischen
und Arbeiterparteien in Moskau 1969)
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Kommunisten fordern: öffentliche Diskussion 
von Gesetzen auch in der BRD

pitalismus, daß die einfluß­
reichsten Kräfte des Großkapi­
tals mit den Spitzen des Staates 
immer enger Zusammenarbei­
ten und sogar mit ihnen ver­
schmelzen und damit auf kür­
zestem Wege ihren Klassen­
willen, ihre Profitinteressen in 
die Form juristischer Gesetze 
gießen.
Die eigentlichen Gesetzesma­
cher in der BRD sind also nicht 
die Abgeordneten des Bonner 
Bundestages, sondern die Spit­
zen der Monopole, Großbanken 
und Unternehmerverbände. 
Gerade von diesen Kräften 
aber geht, wie bereits Lenin 
nachgewiesen hat, die „politi­
sche Reaktion“, die „Negation 
der Demokratie“ aus.

bungen der herrschenden Krei­
se des Monopolkapitals in der 
BRD, die weder mit dem Buch­
staben der Verfassung noch mit
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